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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2018 Ausgegeben am 28. Dezember 2018 Teil I

109. Bundesgesetz: UWG-Novelle 2018
(NR: GP XXVI RV 375 AB 398 S. 55. BR: AB 10115 S. 887.)
[CELEX-Nr.: 32016L.0943]

109. Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 1984, die
Zivilprozessordnung und das Verbraucherbehorden-Kooperationsgesetz geiindert werden
(UWG-Novelle 2018)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

Artikel 1 énderung des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 1984
Artikel 2 Anderung der Zivilprozessordnung
Artikel 3 Anderung des Verbraucherbehérden-Kooperationsgesetzes

Artikel 1
Anderung des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 1984

Das Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb, BGBI. Nr. 448/1984, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 99/2016 und die Bundesministeriengesetz-Novelle BGBI. I Nr. 164/2017,
wird wie folgt gedndert:

1. Die Uberschrift des § 13 lautet: ,,Zivilrechtliche Anspriiche im Falle des § 10“ und im § 13 wird der
Ausdruck ,,den §§ 10 bis 12 durch den Ausdruck ,,dem § 10 ersetzt.

2.In§ 25 Abs. 3 entfillt der Einschub ,, , ausgenommen die Fille der §§ 11 und 12,
3. Nach dem 2. Unterabschnitt des 1. Abschnitts wird folgender 3. Unterabschnitt eingefiigt:

»3. Zivilrechtliche Sonderbestimmungen zum Schutz von Geschéftsgeheimnissen
Geltungsbereich

§ 26a. (1) Die Bestimmungen dieses Unterabschnitts enthalten zivil- und zivilverfahrensrechtliche
Sonderbestimmungen fiir den Schutz von Geschéftsgeheimnissen.

(2) Folgende Vorschriften bleiben von den Bestimmungen dieses Unterabschnitts unberiihrt:

1. Vorschriften, nach denen die Inhaber von Geschiftsgeheimnissen verpflichtet sind, aus Griinden
des offentlichen Interesses Informationen, auch Geschéftsgeheimnisse, gegeniiber der
Offentlichkeit oder den Verwaltungsbehorden oder den Gerichten offenzulegen, damit diese ihre
Aufgaben wahrnehmen kdnnen;

2. Vorschriften, die den Organen und Einrichtungen der Union oder den nationalen Behdrden
vorschreiben oder gestatten, von Unternehmen vorgelegte Informationen offenzulegen, iiber die
diese Organe, Einrichtungen oder Behorden in Einhaltung der Pflichten und gemaf3 den Rechten,
die im Unionsrecht oder im nationalen Recht niedergelegt sind, verfiigen;

3. Vorschriften iiber Sozialpartner und ihr Recht, Kollektivvertridge einzugehen.
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Begriffsbestimmungen

§ 26b. (1) Geschiftsgeheimnis ist eine Information, die

1. geheim ist, weil sie weder in ihrer Gesamtheit noch in der genauen Anordnung und
Zusammensetzung ihrer Bestandteile den Personen in den Kreisen, die iiblicherweise mit dieser
Art von Informationen zu tun haben, allgemein bekannt noch ohne weiteres zuganglich ist,

2. von kommerziellem Wert ist, weil sie geheim ist, und

3. Gegenstand von den Umstéinden entsprechenden angemessenen Geheimhaltungsmalinahmen
durch die Person ist, welche die rechtméBige Verfiigungsgewalt iiber diese Informationen ausiibt.

(2) Inhaber eines Geschiftsgeheimnisses ist jede natiirliche oder juristische Person, welche die
rechtméfige Verfiigungsgewalt iiber ein Geschéftsgeheimnis besitzt.

(3) Rechtsverletzer ist jede natiirliche oder juristische Person, die rechtswidrig Geschéftsgeheimnisse
erwirbt, nutzt oder offenlegt.

(4) Rechtsverletzende Produkte sind Produkte, deren Konzeption, Merkmale, Funktionsweise,
Herstellungsprozess oder Marketing in erheblichem Umfang auf rechtswidrig erworbenen, genutzten oder
offengelegten Geschéftsgeheimnissen beruhen.

Rechtswidriger Erwerb, rechtswidrige Nutzung und rechtswidrige Offenlegung von
Geschiftsgeheimnissen

§ 26¢. (1) Der Erwerb eines Geschéftsgeheimnisses ist rechtswidrig, wenn er erfolgt durch

1. unbefugten Zugang zu, unbefugte Aneignung oder unbefugtes Kopieren von Dokumenten,
Gegenstidnden, Materialien, Stoffen oder elektronischen Dateien, die der rechtmifBigen
Verfiigungsgewalt durch den Inhaber des Geschiftsgeheimnisses unterliegen und die das
Geschiftsgeheimnis enthalten oder aus denen sich das Geschiftsgeheimnis ableiten ldsst;

2.jedes sonstige Verhalten, das unter den jeweiligen Umstdnden mit einer seridsen
Geschiftspraktik nicht vereinbar ist.

(2) Die Nutzung oder Offenlegung eines Geschéftsgeheimnisses ist rechtswidrig, wenn sie durch
eine Person erfolgt, die

1. das Geschéftsgeheimnis auf rechtswidrige Weise erworben hat oder

2. gegen eine Vertraulichkeitsvereinbarung oder eine vertragliche oder sonstige Verpflichtung, das
Geschiftsgeheimnis nicht offenzulegen oder nur beschrénkt zu nutzen, verstoft.

(3) Der Erwerb, die Nutzung oder die Offenlegung eines Geschiftsgeheimnisses ist weiters
rechtswidrig, wenn eine Person zum Zeitpunkt des Erwerbs, der Nutzung oder der Offenlegung wusste
oder unter den gegebenen Umsténden hdtte wissen miissen, dass ihr das Geschiftsgeheimnis unmittelbar
oder mittelbar iiber eine andere Person, die dieses rechtswidrig im Sinne des Abs. 2 genutzt oder
offengelegt hat, bekannt geworden ist.

(4) Das Herstellen, Anbieten oder Inverkehrbringen von rechtsverletzenden Produkten oder die
Einfuhr, Ausfuhr oder Lagerung von rechtsverletzenden Produkten fiir diese Zwecke ist ebenfalls eine
rechtswidrige Nutzung eines Geschéftsgeheimnisses, wenn die Person, die diese Tétigkeiten durchfiihrt,
wusste oder unter den gegebenen Umstdnden hitte wissen miissen, dass das Geschiftsgeheimnis
rechtswidrig im Sinne des Abs. 2 genutzt oder offengelegt wurde.

RechtméfBliger Erwerb, rechtméiflige Nutzung und rechtmiiffige Offenlegung von
Geschiftsgeheimnissen sowie Ausnahmen

§ 26d. (1) Mit Zustimmung des Inhabers eines Geschiftsgeheimnisses sind der Erwerb, die Nutzung
und Offenlegung eines Geschéftsgeheimnisses rechtméfig.
(2) Der Erwerb eines Geschiftsgeheimnisses ist rechtméBig, wenn das Geschéftsgeheimnis
1. durch unabhéngige Entdeckung oder Schopfung,

2. durch Beobachtung, Untersuchung, Riickbau oder Testen eines Produkts oder Gegenstands, das
bzw. der o6ffentlich verfiigbar gemacht wurde oder sich im rechtméfigen Besitz des Erwerbers
der Information befindet, der keiner rechtsgiiltigen Pflicht zur Beschrinkung des Erwerbs des
Geschiftsgeheimnisses unterliegt,

3. durch Inanspruchnahme des Rechts der Arbeitnehmer oder Arbeitnehmervertreter auf
Information und Anhdrung gemaf3 den bestehenden Vorschriften oder

4. durch jede andere Vorgehensweise, die unter den gegebenen Umstinden mit einer seri0sen
Geschiftspraktik vereinbar ist,

bekannt wird.
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(3) Der Erwerb, die Nutzung oder die Offenlegung eines Geschiftsgeheimnisses ist rechtméBig,
wenn dies
1. durch Unionsrecht oder nationales Recht vorgeschrieben oder erlaubt ist, oder
2. in einem der folgenden Fille erfolgt:

a) zur Ausiibung des Rechts der Freiheit der MeinungsduBerung und Informationsfreiheit gemaf
der Charta der Grundrechte der Europédischen Union, einschlieBlich der Achtung der Freiheit
und der Pluralitdt der Medien;

b) zur Aufdeckung einer rechtswidrigen Handlung in Verbindung mit einem beruflichen
Fehlverhalten oder einer illegalen Tétigkeit im Zusammenhang mit dem Geschéftsgeheimnis,
sofern die Person, welche das Geschiftsgeheimnis erwirbt, nutzt oder offenlegt, in der Absicht
gehandelt hat, das allgemeine 6ffentliche Interesse zu schiitzen;

¢) durch die Offenlegung von Arbeitnehmern gegeniiber ihren Vertretern im Rahmen der
rechtméBigen Erfiillung der Aufgaben dieser Vertreter gemdfl dem Unionsrecht oder dem
nationalen Recht, sofern die Offenlegung zur Erfiillung dieser Aufgaben erforderlich war;

d) zum Schutz eines durch das Unionsrecht oder das nationale Recht anerkannten legitimen
Interesses.

Zivilrechtliche Anspriiche zum Schutz von Geschiftsgeheimnissen, Verjihrung

§ 26e. (1) Wer Geschiftsgeheimnisse rechtswidrig erwirbt, nutzt oder offenlegt, kann auf
Unterlassung, Beseitigung und bei Verschulden auf Schadenersatz im Sinne des § 16 in Anspruch
genommen werden. Dariiber hinaus kann der Geschddigte etwaige durch den Rechtsverletzer erzielte
Gewinne aus dem rechtswidrigen Erwerb, der rechtswidrigen Nutzung oder rechtswidrigen Offenlegung
des Geschéftsgeheimnisses fordern. Zur Klage ist der Inhaber des Geschiftsgeheimnisses berechtigt.

(2) Unabhéngig vom Nachweis der Hohe des Schadens kann der Inhaber des Geschiftsgeheimnisses
als Ersatz des ihm schuldhaft zugefiigten Vermogensschadens das Entgelt begehren, das ihm im Falle
seiner Einwilligung in den Erwerb, die Nutzung oder Offenlegung gebiihrt hatte.

(3) Auf Antrag der Person, gegen die sich ein Unterlassungs- oder Beseitigungsbegehren nach
Abs. 1 richtet, kann das Gericht dem Beklagten anstelle der Unterlassung oder Beseitigung die Zahlung
einer angemessenen Entschiddigung fir die Fortsetzung der rechtswidrigen Nutzung des
Geschiftsgeheimnisses auftragen, wenn

1. der Nutzer oder Offenleger erst nach Beginn der Nutzung oder Offenlegung Kenntnis von
Tatsachen erlangt, aufgrund derer er wusste oder hitte wissen miissen, dass ihm das
Geschiftsgeheimnis unmittelbar oder mittelbar iiber eine andere Person, die dieses rechtswidrig
genutzt oder offengelegt hat, bekannt geworden ist,

2. dem Nutzer oder Offenleger durch die Unterlassung oder Beseitigung ein unverhdltnisméBig
groBer Schaden entsteht und

3. diese Entschadigung fiir den Kldger ein angemessener Ersatz fiir den Unterlassungsanspruch ist.

(4) Anspriiche nach diesem Unterabschnitt verjdhren in drei Jahren ab Kenntnis der
Gesetzesverletzung und der Person des Rechtsverletzers, langstens aber nach sechs Jahren.

Unterlassungsanspruch und dessen Erloschen

§ 26f. (1) Der Unterlassungsanspruch kann sich gegen die bereits erfolgte oder drohende
rechtswidrige Verletzung eines Geschiftsgeheimnisses durch dessen Erwerb, Nutzung oder Offenlegung
richten. Er umfasst auch das Verbot des Herstellens, Anbietens, Vermarktens oder der Nutzung
rechtsverletzender Produkte und das Verbot der Einfuhr, Ausfuhr oder Lagerung rechtsverletzender
Produkte fiir diese Zwecke.

(2) Der Anspruch auf Unterlassung erlischt, sobald die betroffenen Informationen aus Griinden, die
dem Rechtsverletzer nicht zuzurechnen sind, kein Geschiftsgeheimnis mehr darstellen.

Beseitigungsanspruch

§ 26g. (1) Im Rahmen des Beseitigungsanspruchs kann der Inhaber des Geschéftsgeheimnisses
verlangen, dass auf Kosten des Rechtsverletzers die rechtsverletzenden Produkte und die Dokumente,
Gegenstinde, Materialien, Stoffe oder elektronischen Dateien, die das Geschéftsgeheimnis enthalten oder
verkorpern, vernichtet werden. Er kann {iberdies den Riickruf der rechtsverletzenden Produkte vom Markt
und die Beseitigung der rechtsverletzenden Qualitét der rechtsverletzenden Produkte verlangen.

(2) Enthalten die in Abs. 1 genannten Gegenstéinde Teile, deren unverédnderter Bestand und deren
Gebrauch das Geschéftsgeheimnis nicht verletzen, so hat das Gericht diese Teile in dem die Vernichtung
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aussprechenden Urteil zu bezeichnen. Bei der Vollstreckung sind diese Teile, soweit es moglich ist, von
der Vernichtung auszunehmen, wenn der Verpflichtete die damit verbundenen Kosten im Voraus bezahlt.

(3) Bei der Beurteilung eines Anspruchs nach Abs. 1 ist zu priifen, ob die beantragten Mainahmen
nach den besonderen Umstinden des Falls verhdltnismiBig sind. Kann der dem Gesetz widerstreitende
Zustand durch eine andere als die in Abs. 1 genannte, mit keiner oder einer geringeren Wertvernichtung
verbundene Art beseitigt werden, so kann der Inhaber des Geschéftsgeheimnisses nur Maflnahmen dieser
Art begehren.

(4) Statt der Vernichtung von Gegenstinden sowie beim Riickruf der rechtsverletzenden Produkte
vom Markt kann der Inhaber des Geschéftsgeheimnisses verlangen, dass ihm die Gegenstinde iiberlassen
werden, wobei das Gericht dem Rechtsverletzer auf dessen Antrag unter Berilicksichtigung der
VerhdltnismaBigkeit gemdB den besonderen Umstinden des Falls eine angemessene, die
Herstellungskosten nicht tibersteigende Vergiitung zusprechen kann.

(5) Der Beseitigungsanspruch richtet sich gegen den Rechtsverletzer, soweit ihm die Verfiigung iiber
die Gegensténde zusteht.

Wahrung der Vertraulichkeit von Geschiiftsgeheimnissen im Verlauf von Gerichtsverfahren

§ 26h. (1) Die Information, von welcher der Inhaber behauptet, dass sie ein Geschiftsgeheimnis sei,
ist im Verfahren zundchst nur so weit offenzulegen, als es unumgénglich ist, um das Vorliegen der
Voraussetzungen eines Geschéftsgeheimnisses sowie seiner Verletzung glaubhaft darzulegen. In dem
erstmals das Vorliegen eines Geschiftsgeheimnisses behauptenden Schriftsatz ist es hinreichend, wenn
das Vorliegen eines Geschéftsgeheimnisses von der Partei vorgebracht wird und das Vorbringen
zumindest soweit substanziiert ist, dass sich das Vorliegen eines Geschiftsgeheimnisses und der geltend
gemachte Anspruch daraus schliissig ableiten lassen.

(2) Das Gericht hat auf Antrag oder von Amts wegen Malnahmen zu treffen, dass der
Verfahrensgegner und Dritte keine Informationen iiber das Geschéftsgeheimnis erhalten, welche iiber
ihren bisherigen diesbeziiglichen Wissensstand hinausgehen. Die allenfalls zu treffenden Mafinahmen
konnen auch umfassen, dass die Offenlegung des behaupteten Geschéftsgeheimnisses nur gegeniiber
einem vom Gericht bestellten Sachverstindigen erfolgt. Der bestellte Sachverstindige ist anzuweisen,
dem Gericht eine Zusammenfassung vorzulegen, die keine vertraulichen Informationen tiber das
Geschiftsgeheimnis enthdlt. Dariiber hinaus hat er dem Gericht zur Beurteilung sdmtliche Unterlagen,
den Befund und das Gutachten zu den Geschéftsgeheimnissen vorzulegen und Geschiftsgeheimnisse als
solche zu kennzeichnen. Diese Aktenbestandteile sind vom Recht auf Akteneinsicht ausgenommen. Das
Gericht hat unbeschadet des Abs. 3 diese schriftlichen Aufzeichnungen iiber ein Geschéftsgeheimnis in
einem gesonderten Aktenteil zu verwahren, der weder dem Verfahrensgegner noch Dritten zugénglich ist.

(3) Auf begriindeten Antrag eciner Partei kann das Gericht die Offenlegung des behaupteten
Geschiéftsgeheimnisses im Verfahren auftragen, wenn die Kenntnis fiir die eigene Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung im Interesse eines fairen Verfahrens oder zur Durchsetzung legitimer Interessen
dieser Partei erforderlich ist. Dabei ist insbesondere auch der mogliche Schaden zu beriicksichtigen, der
einer Partei und gegebenenfalls etwaigen Dritten durch die Gewidhrung oder Ablehnung dieser
Offenlegung entsteht. Die Entscheidung, in der die Offenlegung angeordnet wird, kann von dem zur
Offenlegung Verpflichteten angefochten werden.

(4) Alle Personen, die ausschlieBlich aufgrund der Teilnahme an dem Verfahren oder des Zugangs
zu den Dokumenten von einem Geschéftsgeheimnis oder einem behaupteten Geschéftsgeheimnis
Kenntnis erlangen, sind verpflichtet, das Geschiftsgeheimnis oder behauptete Geschiftsgeheimnis
geheim zu halten. Dies gilt auch nach Abschluss des Gerichtsverfahrens. Die betroffenen Personen sind
vom Gericht tiber die Verpflichtung zu belehren, dass das Geschéftsgeheimnis weder genutzt noch
offengelegt werden darf. Das Gericht hat die Vornahme der Belehrung im Akt festzuhalten.

(5) Die Verpflichtung zur Geheimhaltung nach Abs. 4 besteht auch noch nach Abschluss des
Gerichtsverfahrens. Diese Verpflichtung endet jedoch, wenn durch rechtskriaftige Entscheidung
festgestellt wird,

1. dass kein Geschéftsgeheimnis vorliegt, oder

2.im Laufe der Zeit die in Frage stehenden Informationen fiir Personen in den Kreisen, die
iiblicherweise mit der betreffenden Art von Informationen umgehen, allgemein bekannt oder
ohne weiteres zuginglich werden.

(6) Bei der Beurteilung des berechtigten Interesses nach § 25 Abs. 3 auf Urteilsverdffentlichung und
deren VerhéltnisméBigkeit ist den besonderen Umsténden des Falls Rechnung zu tragen.
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(7) Das Gericht hat von der schriftlichen Abfassung der Entscheidung auch eine Fassung
herzustellen, in der die Geschiftsgeheimnisse enthaltenden Passagen geloscht werden. Diese nicht
vertrauliche Fassung ist als solche zu kennzeichnen und auch fiir Personenkreise au3erhalb des Inhabers
des Geschiftsgeheimnisses und des Gerichts zu verwenden bzw. der Veroffentlichung zugrunde zu legen.

Einstweilige Verfiigung zur Sicherung vor Eingriffen in Geschiiftsgeheimnisse

§ 26i. (1) Der Anspruch auf Unterlassung des rechtswidrigen Erwerbs, der rechtswidrigen Nutzung
oder der rechtswidrigen Offenlegung ecines Geschiftsgeheimnisses kann entsprechend § 24 mittels
einstweiliger Verfiigung insbesondere durch folgende Mittel gesichert werden:

1. Anordnung der Einstellung oder Verbot der Nutzung oder Offenlegung des
Geschiftsgeheimnisses,

2. Verbot des Herstellens, Anbietens, Vermarktens oder der Nutzung rechtsverletzender Produkte
oder der Ausfuhr oder Lagerung rechtsverletzender Produkte fiir diese Zwecke,

3. Beschlagnahme oder Herausgabe der rechtsverletzenden Produkte, einschlieBlich eingefiihrter
Produkte, um deren Inverkehrbringen oder ihren Umlauf im Markt zu verhindern.

Sofern in diesem Gesetz nichts anderes geregelt ist, sind die §§ 379 bis 402 EO anzuwenden. Die
einstweilige Verfligung kann auch zur Sicherung von Beweismitteln erlassen werden. § 26h gilt
sinngemal.

(2) Die Vollziehung der einstweiligen Verfligung ist auch dann zuldssig, wenn seit deren
Bewilligung mehr als ein Monat vergangen ist.

(3) Das Gericht kann anstelle der in Abs. 1 genannten Maflnahmen die Fortsetzung der behaupteten
rechtswidrigen Nutzung eines Geschéftsgeheimnisses vom Erlag einer Sicherheit abhéngig machen, die
die Entschiddigung des Inhabers des Geschiftsgeheimnisses sicherstellen soll. Die Offenlegung eines
Geschiftsgeheimnisses gegen die Stellung von Sicherheiten darf nicht erlaubt werden.

Voraussetzungen fiir Antragstellung der einstweiligen Verfiigung sowie Sicherungsmittel

§ 26j. (1) Der Antragsteller nach § 261 Abs. 1 hat zu bescheinigen, dass
1. ein Geschéftsgeheimnis vorliegt,
2. er Inhaber dieses Geschiftsgeheimnisses ist und

3. das Geschiftsgeheimnis rechtswidrig erworben, genutzt oder offengelegt wurde oder eine solche
Verletzung droht.

(2) Bei der Entscheidung iiber den Antrag und die Beurteilung der VerhéltnisméBigkeit ist den
besonderen Umsténden des Falls Rechnung zu tragen.

(3) Die einstweilige Verfligung darf bei nicht ausreichender Bescheinigung des Anspruchs nicht
gegen eine Sicherheitsleistung erlassen werden.

(4) Die einstweilige Verfligung ist auf Antrag des Antragsgegners aufzuheben, wenn die in Frage
stehenden Informationen aus Griinden, die dem Antragsgegner nicht zuzurechnen sind, nicht mehr die in
§ 26b Abs. 1 genannten Kriterien erfiillen.

(5) Wenn die in § 26i genannten Maflnahmen auf der Grundlage von § 391 Abs. 2 EO aufgehoben
oder aufgrund einer Handlung oder Unterlassung des Antragstellers hinfillig werden oder in der Folge
festgestellt wird, dass das Geschéftsgeheimnis nicht rechtswidrig erworben, genutzt oder offengelegt
wurde und eine solche Verletzung auch nicht drohte, hat das Gericht auf Antrag des Antragsgegners oder
eines unmittelbar geschidigten Dritten anzuordnen, dass der Antragsteller dem Antragsgegner oder dem
geschidigten Dritten angemessenen Ersatz fiir den durch diese MaBBnahmen entstandenen Schaden zu
leisten hat.*

4. Nach § 33c wird folgender § 33d samt Uberschrift angefiigt:
»4b. Verbot von Geoblocking

§33d. (1) Wer den Bestimmungen der Artikel 3 bis 5 der Verordnung (EU) 2018/302 iiber
MaBnahmen gegen ungerechtfertigtes Geoblocking und andere Formen der Diskriminierung aufgrund der
Staatsangehdrigkeit, des Wohnsitzes oder des Ortes der Niederlassung des Kunden innerhalb des
Binnenmarkts und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 2006/2004 und (EU) 2017/2394 sowie der
Richtlinie 2009/22/EG, ABIl. Nr.L60 vom 02.03.2018 S.1, =zuwiderhandelt, begeht eine
Verwaltungsiibertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehorde mit Geldstrafe bis zu 2900 € zu
bestrafen.

(2) Auf Ubertretungen des Abs. 1 durch Unternehmer im Sinne des Art.2 des Anhangs der
Empfehlung der Kommission 2003/361/EG betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der
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kleinen und mittleren Unternehmen, ABI. Nr. L 124 vom 20.05.2003 S. 36, ist § 371c Abs. 1 und 2
GewO 1994, BGBI. I Nr. 194/1994, in der jeweils geltenden Fassung sinngemafl anzuwenden.*

5. Nach § 44 Abs. 10 wird folgender Abs. 11 angefiigt:

,»(11) Die §§ 13, 25 Abs. 3 und 26a bis 26j in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 109/2018
treten mit Ablauf eines Monats nach der Kundmachung in Kraft.”

6. Nach § 45 Ziffer 2 wird folgende Ziffer 3 angefiigt:

,,3. Richtlinie 2016/943/EU iiber den Schutz vertraulichen Know-hows und vertraulicher
Geschiftsinformationen  (Geschéftsgeheimnisse) vor  rechtswidrigem  Erwerb  sowie
rechtswidriger Nutzung und Offenlegung, ABIL. Nr. L 157 vom 15.06.2016 S. 1.

Artikel 2
Anderung der Zivilprozessordnung

Die Zivilprozessordnung, RGBI. Nr. 113/1895, zuletzt geéndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 59/2017 und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBL I Nr. 164/2017, wird wie folgt
gedndert:

In § 172 Abs. 2 ZPO wird nach dem Wort ,Familienlebens” die Wendung ,,oder Geschéftsgeheimnisse*
eingefiigt.

Artikel 3
Anderung des Verbraucherbehorden-Kooperationsgesetzes

Das Bundesgesetz iber die Zusammenarbeit von Behdrden im  Verbraucherschutz
(Verbraucherbehdrden-Kooperationsgesetz — VBKG), BGBI. I Nr.148/2006, zuletzt gedndert durch
BGBI. I Nr. 50/2017 und die Bundesministeriengesetz-Novelle 2017, BGBIL. I Nr. 164/2017, wird wie
folgt gedndert:

1. Dem § 3 Abs. 1 Z 3 wird nach dem Wort ,Richtlinien® folgender Wortlaut eingefiigt: ,,sowie fir die im
Anhang unter Z 3 angefiihrte Verordnung und die zu deren Ausfithrung ergangenen Vorschriften®.

2. Im Anhang wird in Z 3 folgende lit. d eingefiigt:

,,d) Verordnung (EU) 2018/302 iiber MaBnahmen gegen ungerechtfertigtes Geoblocking und
andere Formen der Diskriminierung aufgrund der Staatsangehorigkeit, des Wohnsitzes oder
des Ortes der Niederlassung des Kunden innerhalb des Binnenmarkts und zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 2006/2004 und (EU) 2017/2394 sowie der Richtlinie 2009/22/EG,
ABI. Nr. L 60 vom 02.03.2018 S. 1, nur, wenn der Kunde ein Verbraucher im Sinne des
Artikels 2 Nummer 12 der Verordnung (EU) 2018/302 ist;*

Van der Bellen

Kurz
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	BUNDESGESETZBLATT
	Inhaltsverzeichnis
	Artikel 1
	Änderung des Bundesgesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 1984
	1. Die Überschrift des § 13 lautet: „Zivilrechtliche Ansprüche im Falle des § 10“ und im § 13 wird der Ausdruck „den §§ 10 bis 12“ durch den Ausdruck „dem § 10“ ersetzt.
	2. In § 25 Abs. 3 entfällt der Einschub „ , ausgenommen die Fälle der §§ 11 und 12,“.
	3. Nach dem 2. Unterabschnitt des I. Abschnitts wird folgender 3. Unterabschnitt eingefügt:


	„3. Zivilrechtliche Sonderbestimmungen zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen
	4. Nach § 33c wird folgender § 33d samt Überschrift angefügt:
	5. Nach § 44 Abs. 10 wird folgender Abs. 11 angefügt:
	6. Nach § 45 Ziffer 2 wird folgende Ziffer 3 angefügt:

	Artikel 2
	Änderung der Zivilprozessordnung
	In § 172 Abs. 2 ZPO wird nach dem Wort „Familienlebens“ die Wendung „oder Geschäftsgeheimnisse“ eingefügt.


	Artikel 3
	Änderung des Verbraucherbehörden-Kooperationsgesetzes
	1. Dem § 3 Abs. 1 Z 3 wird nach dem Wort „Richtlinien“ folgender Wortlaut eingefügt: „sowie für die im Anhang unter Z 3 angeführte Verordnung und die zu deren Ausführung ergangenen Vorschriften“.
	2. Im Anhang wird in Z 3 folgende lit. d eingefügt:
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